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A. Mündlidie Fragen gemäß I. der Riditlinien 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


1. Abgeordneter 
Dr. Sdimitt- 
Vochenhausen 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine Ausfüh- 
rungsverordnung zu § 9 Abs. 4 des Gesetzes 
zum Schutz gegen Fluglärm zu erlassen, in der 
der in § 9 Abs. 3 genannte Betrag von 100 DM 
der allgemeinen Preisentwicklung angepaßt 
wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


2. Abgeordneter 


Würtz 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die von 
der Kommission für wirtschaftlichen und so- 
zialen Wandel, Bonn-Bad Godesberg, in Auf- 
trag gegebene Studie zur „Analyse der Politik 
der Bundesregierung und ihre Erfahrungen auf 
dem Gebiet von Luft- und Raumfahrt {For- 
schung und Entwicklung)", und welche Schluß- 
folgerungen zieht sie daraus? 


3. Abgeordneter 
Würtz 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang u. a. eine der Feststellungen der 
Studie, daß es „im zivilen Bereich der Luft- 
fahrttechnik sowie der Raumfahrt von Anfang 
an nur isolierte Einzelaktivitäten gegeben 
habe, die bis zum heutigen Tag nicht in ein 
umfassendes Gesamtkonzept eingebettet wa- 
ren bzw. sind"? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


4. Abgeordneter 
Dr. Kraske 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den 
von der nordrhein-westfälischen Landesregie- 
rung zugeiassenen Lesebüchern „Drucksachen" 
für die 9. und die 10. Klasse der Hauptschule 
(pro Schule Verlag) systematisch Zweifel an 
der Notwendigkeit einer aktiven Landesver- 
teidigung geweckt werden und zwar Beiträge 
wie „Die Kiilerschule der Ledernacken" (R. 
Winter /Th. Höpker) und „Protokoll aus der 
Bundeswehr" (G. Wallraff), aber kein einziger 
objektiver Bericht über die NATO oder die 
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Bundeswehr enthalten ist, und ist die Bundes- 
regierung bereit, auf die nordrhein-westfäli- 
sdie Landesregierung dahin gehend einzuwir- 
ken, daß künftig in allen von der Landesregie- 
rung zugelassenen Schulbüchern Fragen der 
Landesverteidigung in sachlicher, ausgewoge- 
ner und objektiver Weise dargestellt und be- 
handelt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


5. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


6. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


7. Abgeordneter 
Dr. Abelein 

(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 
Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


9, Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Auf welche Länge und in welchen Teilen ist 
nach den Erkenntnissen der Bundesregierung 
die Zonengrenze zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR mit Selbstschußan- 
lagen an den Metallgitterzäunen ausgestattet, 
und welche Teile mit welcher Länge sind da- 
von nach der Unterzeichnung, welche nach 
dem Inkrafttreten des Grundvertrages mit 
Selbstschußanlagen versehen worden? 

Was hat die Bundesregierung bisher in Ge- 
sprächen oder Verhandlungen mit der DDR- 
Regierung getan, und was gedenkt sie künftig 
zu tun, um die gegen den Grundvertrag ver- 
stoßende Ausstattung der Zonengrenze mit 
Selbstschußanlagen rückgängig zu machen bzw. 
zu unterbinden? 

Welche DEFA-Filme aus der DDR setzt das 
Bundesministerium für innerdeutsche Bezie- 
hungen im Rahmen der „deutschlandpoliti- 
schen Bildungsarbeit" ein? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, in Verhand- 
lungen mit der SED zur Verbesserung des in- 
nerdeutschen Verkehrs die Wiederherstellung 
weiterer Bahnverbindungen anzustreben, wie 
z. B. der ehemaligen Schnellzugstrecken 

1. Hamburg — • Lüneburg — Dömitz — Witten- 
berg an der Elbe 

2. Erfurt — Zellamehlis — Grimmenthal — 
Mellrichstadt — Würzburg, 

oder welche Hinderungsgründe stehen dem 
gegebenenfalls entgegen? 

Trifft die Meldung des „Tagesspiegels" vom 
8. Januar 1975 zu, die Angehörigen des am 
25. Dezember 1974 auf der Autobahn von Ber- 
lin nach Herleshausen tödlich verunglückten 
Reisenden hätten trotz aller Bemühungen bei 
„DDR "-Stellen, der Bundesregierung und dem 
Senat von Berlin keine weitere Aufklärung 
erhalten, weder über das Unfallgeschehen 
noch über die Bestattungsmöglichkeiten, und 
was hat die Bundesregierung getan, um un- 
verzüglich zu helfen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


10. Abgeordneter 
Sdiedl 
(CDU/CSU) 


Wie ist die Projektgebundenheit des deutschen 
Kapitalhilfekredits an Jugoslawien gesichert, 
und wie prüft die Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau in eigener Verantwortung die Verwen- 
dung der deutschen Kapitalhilfe? 


11. Abgeordneter Wie stellt die Bundesregierung sicher, daß die 
Peiter den Entwicklungsländern für 1974 zugesagte 

(SPD) Nahrungsmittelhilfe auch wirklich der notlei- 

denden Bevölkerung zugute kommt? 


12. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Welches Ausmaß hat die Technische Hilfe 
gegen Bezahlung im Rahmen der deutschen 
Entwicklungshilfe angenommen, und wie wird 
sie abgewickelt? 


13. Abgeordneter 
Dr. Czaja 

(CDU/CSU) 


Aus welchen Motiven und Zuständigkeiten 
gibt das Referat für Öffentlichkeitsarbeit des 
Bundesministers für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit eine Schrift mit Schulbuchmodellen und 
Sozialkundetexten für die Sekundarstufe über 
die Korea-Frage und den Kalten Krieg heraus 
(Brigitte Reich, Texte und Materialen für den 
Unterricht Seite 42 ff.)? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


14. Abgeordneter 
Sieglerschmidt 
(SPD) 


15. Abgeordneter 
Sieglerschmidt 
(SPD) 


16. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Stolberg) 
(CDU/CSU) 

17. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Stolberg) 
(CDU/CSU) 


Welche Angaben sollen auf Grund der Ab- 
sprache zwischen der Bundesregierung und 
dem Bundesverband der Deutschen Zeitungs- 
verleger zur Beurteilung der wirtschaftlichen 
Lage der Presse von den an der Erhebung Be- 
teiligten gemacht werden? 

Beziehen sich diese Angaben auf die wirt- 
schaftliche Lage der Verlage oder der einzel- 
nen Verlagsobjekte, und welche Konsequen- 
zen ergeben sich für etwaige Hilfsmaßnahmen 
aus der einen oder anderen Erhebungsmetho- 
de? 

Sind der Bundesregierung die wachsenden 
Schwierigkeiten von Zeitsoldaten bei der Ein- 
gliederung in das zivile Berufsleben bekannt, 
und was gedenkt sie dagegen zu unternehmen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Gemein- 
den und andere öffentliche Dienststellen trotz 
ihrer Verpflichtung, ein bestimmtes Kontin- 
gent an Stellen für ausscheidende Zeitsoldaten 
freizuhalten, die Einstellung ehemaliger Zeit- 
soldaten sehr restriktiv handhaben, und welche 
Möglichkeiten der Abhilfe sieht die Bundes- 
regierung? 
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18. Abgeordneter 
Engholm 
(SPD) 


Ist sichergestellt, daß die vereinbarte Einschal- 
tung einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft in 
die Erhebung über die wirtschaftliche Lage 
der Presse in diesem Zusammenhang die Ge- 
winnung zuverlässiger Daten nicht erschwert? 


19. Abgeordneter Wann ist etwa mit dem Vorliegen der von der 
Engholm Wirtschaftsprüfungsgesellschaft aufbereiteten 

(SPD) Daten zur Auswertung für die Bundesregie- 

rung zu rechnen? 


20. Abgeordneter 
Reddemann 


(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, den Präsi- 
denten des Bundesamtes für Verfassungs- 
schutz, Günter Nollau, möglichst umgehend 
von der Führung seiner Dienstgeschäfte zu 
beurlauben? 


21. Abgeordneter Wann leitet die Bundesregierung gegen den 
Reddemann Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungs- 

(CDU/CSU) schütz ein Disziplinarverfahren ein, das insbe- 

sondere vom Stellvertreter des Bundeskanz- 
lers, Bundesminister Hans-Dietrich Genscher, 
gegen ihn erhobene Vorwürfe klärt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


22. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
es der Sprachregelung des Bundesjustizmini- 
sters unter Berücksichtigung des religiösen 
und ethischen Empfindens der Bevölkerung 
entspricht, wenn dieser seinen neuen Presse- 
sprecher in der Information Nr. 1/1975 vom 
3. Januar 1975 mit dem folgenden Wortlaut 
vorstellt: „Seit 19. Dezember 1974 ist Robert 
Kuhn sicherheitsmäßig abgesegnet und seit 
2. Januar 1975 kraft ministerieller Verfügung 
(Az. 220 BMJ — 12 b (Ltg) — Betr.: Höherer 
Dienst; Kräftezuteilung) als Leiter des Referats 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit im Bundes- 
ministerium der Justiz eingesegnet"? 


23. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen hielt es der Bundes- 
justizminister für erforderlich, den ehemaligen 
Bundespräsidenten Dr. Gustav Heinemann zu 
einem Schreiben an Ulrike Meinhof zu veran- 
lassen, wie Dr. Heinemann im Deutschen Fern- 
sehen vom 16. Dezember 1974 berichtete, und 
teilt die Bundesregierung die Meinung des 
Briefschreibers, der Hungerstreik der Häftlinge 
sei ein Kampf gegen tatsächlich oder vermeint- 
liche unmenschliche Haftbedingungen? 
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24, Abgeordneter 

Schlaga 

(SPD) 


25. Abgeordneter 

Schlaga 

(SPD) 

26, Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über den Stand der Ermittlungen im Fall des 
Anschlags auf den Bundesschatzmeister der 
CDU, Walther Leisler Kiep, am 30. November 
1974 in Kronberg gewonnen, und wie beurteilt 
sie in der Öffentlichkeit zunehmend angestellte 
Vermutungen, daß der zunächst angenommene 
Täterkreis nicht in Frage kommt und statt 
dessen andere politische Kreise für den Über- 
fall verantwortlich waren? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, das Ergeb- 
nis der Ermittlungen der Öffentlichkeit zugän- 
gig zu machen? 

Wird das Bundesjustizministerium in Beach- 
tung des Legalitätsprinzips bemüht sein, daß 
eine Staatsanwaltschaft mit der Prüfung des 
Mordverdachts an Deutschen in Lamsdorf OS. 
gegen die polnischen Milizangehörigen Gim- 
borski und Fuhrmann beauftragt wird und 
rechtzeitig vor Eintritt der Verjährungsfrist 
von den zuständigen polnischen Behörden und 
Gerichten auf diplomatischem Wege unter Bei- 
fügung der Beweismittel die Strafverfolgung 
wegen Mordes und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit im Sinne des Reziprozitätsprin- 
zips fordern, nachdem deutsche Behörden und 
Gerichte vergleichbare polnische Beweismittel 
in geordnetem Rechtsgang behandeln? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


27. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vochenhausen 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, gesetzliche Be- 
stimmungen für Steuerentlastungen im Hin- 
blick auf die Grundstücke vorzuschlagen, die 
wegen ihrer Lage in der Umgebung von Flug- 
häfen eine Wertminderung erfahren? 


28. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß selbst 
bei Insassen- und Unfallversicherungen über 
30 000 DM bei Kraftfahrzeugen Kinder im 
Höchstfall mit 3000 DM versichert sind, und 
was gedenkt die Bundesregierung entspre- 
chend der Forderung des ADAC schnellstens 
zu tun, um eine Änderung dieser unzumut- 
baren Versicherungsbedingungen zu erreichen? 


29. Abgeordnete 

Frau 

Will-Feld 

(CDU/CSU) 


Wie ist es mit der Forderung nach mehr sozia- 
ler Gerechtigkeit im Steuerrecht zu verein- 
baren, wenn durch den Wegfall des Kinderzu- 
schlages im öffentlichen Dienst — zur Wah- 
rung des Besitzstandes — der Ortszuschlag 
entsprechend dem Kinderzuschlag angehoben 
werden soll — bei Rentenempfänger aber der 
gezahlte Kinderzuschuß auf das Kindergeld 
angerechnet wird? 
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30. Abgeordnete 
Frau 

Will-Feld 

(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 
Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Pfeffermann 

(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Dr. Arndt 
(Hamburg) 
(SPD) 


34. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung noch gewährt 
ist, wenn der Kinderzuschuß für Rentenemp- 
fänger — entsprechend der Besteuerung der 
Renten — mit dem Ertragsanteil der Besteue- 
rung unterworfen, das Kindergeld aber von 
der Besteuerung freigestellt wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob aus Mit- 
teln des Bundeshaushaltes ein Zuschuß zu den 
übersiedlungskosten oder sonstigen Ausgaben 
des ehemaligen Studentenführers Rudi Dutsch- 
ke gezahlt worden ist? 

Trifft es zu, daß der ehemalige Bundespräsi- 
dent Dr. Gustav Heinemann während seiner 
Amtszeit dem ehemaligen Studentenführer der 
FU Berlin, Rudi Dutschke, einen namhaften 
Betrag aus Mitteln des Bundespräsidialamtes 
oder aus anderen Mitteln für Umzugskosten 
oder andere Ausgaben mit Gegenzeichnung 
der Bundesregierung zur Verfügung gestellt 
hat? 

Teilt die Bundesregierung die Darstellimg, die 
der Parlamentarische Unterstaatssekretär im 
britischen Umweltministerium (Departement of 
the Environment), Neil G. Carmichael, dem 
britischen Unterhausabgeordneten Alf Bates 
am 29. November 1974 über die steuerliche 
Behandlung britischer Schülertransporte in der 
Bundesrepublik Deutschland erteilt hat, und 
hat die Bundesregierung, die Absicht, bei et- 
waigen Eegelungen im Rahmen der Europäi- 
schen Gemeinschaft in Brüssel eine Änderung 
der steuerlichen Behandlung britischer Schüler- 
transporte in der Bundesrepublik Deutschland 
hinzunehmen? 

Trifft die Meldung des Handelsblattes vom 
4. Januar 1975 zu, der seinerzeitige General- 
direktor des. Volkswagenwerkes Professor Dr. 
Kurt Lotz sei im Herbst 1971 ausgeschieden, 
weil durch die Bestrebungen der Bundesregie- 
rung und der Landesregierung von Nieder- 
sachsen, gegen sein Votum einen Personal- 
chef ihres besonderen Vertrauens zu berufen, 
dem auch die leitenden Angestellten zugeord- 
net werden sollten, die — inzwischen einge- 
tretene — Gefahr drohte, daß künftig bei Per- 
sonalentscheidungen nicht ausschließlich die 
fachliche Qualifikation des Bewerbers, sondern 
auch parteipolitische Erwägungen eine wich- 
tige Rolle spielen würden? 

Wie gedenkt die Bundesregierung dem Um- 
stand Rechnung zu tragen, daß durch die außer- 
ordentlich hohen Preissteigerungen auf dem 
Goldmarkt bei Goldverarbeitern wie beispiels- 
weise der Pforzheimer Schmuck- und Uhren- 
industrie große Scheingewinne auftreten? 
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36. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Importwarenabsdilag nach § 80 EStDV und 
die Preissteigerungsrücklage nach § 74 EStDV 
diese Scheingewinne nur unzureichend steuer- 
lich berücksichtigen, und ist die Bundesregie- 
rung bereit, ein Verfahren einzuführen, wie 
es in Frankreich praktiziert wird, wonach ein 
betriebstypischer Bestand immer zum alten 
Preis bilanziert werden kann? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Wirtschaft 


37. Abgeordneter 

Dr. Jens 


(SPD) 


38. Abgeordneter 
Dr. Jens 


(SPD) 


39. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Dr. Holtz 
(SPD) 


41. Abgeordneter 
Dr. Holtz 


(SPD) 


Wird die Bundesregierung Gesetzesänderun- 
gen Vorschlägen, um das Steuerrecht, Patent- 
recht oder Energierecht u. a. m. — wie es im 
Jahresgutachten 1974 des Sachverständigen- 
rats, TZ 350, angegeben wurde — so zu novel- 
lieren, daß von Gesetzesvorschriften in Zu- 
kunft keine konzentrationsfördernden oder 
wettbewerbsbeschränkenden Wirkungen mehr 
ausgehen? 

Welche konkreten Maßnahmen will die Bun- 
desregierung ergreifen, um entsprechend den 
Überlegungen des Sachverständigenrats (TZ 
352 f.) in privaten Wirtschaftsbereichen mit 
administrierten Preisen den Wettbewerb zu 
verstärken? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 
ihrer Förderungsmaßnahmen zur Wiederge- 
winnung der wirtschaftlichen Stabilität, für 
das durch die sichtbar werdende Rezession be- 
sonders getroffene Zonenrandgebiet (Braun- 
schweig, Wolfsburg, Helmstedt, Gifhorn, Wol- 
fenbüttel, Goslar, Salzgitter, Bad Ganders- 
heim) Finanzhilfe zu gewähren, ohne die Auf- 
lage der Selbstbeteiligung von Kommunen 
und Land für Schwerpunktprojekte wie Infra- 
struktur, Krankenhausbau usw.? 


Zu welchem Anteil wird die Rohstoffversor- 
gung der Bundesrepublik Deutschland aus dem 
Ausland, insbesondere aus den Entwicklungs- 
ländern, gedeckt, und können die einzelnen 
betreffenden Entwicklungsländer und ihre 
Rohstofflieferungen in die Bundesrepublik 
Deutschland aufgeschlüsselt werden? 


Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie- 
rung zur Förderung der Rohstoffversorgung 
aus dem Ausland, und wie stellt sie sich die 
Sicherstellung der Rohstoffversorgung aus dem 
Ausland vor? 
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42. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 
Dr. Graf 
Lambsdorff 
(FDP) 


45. Abgeordneter 
Selters 
(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Seiters 
(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 
Dr. Ahrens 
(SPD) 


48. Abgeordneter 
Dr. Ahrens 
(SPD) 


49, Abgeordneter 
Hödierl 
(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 

Höcherl 

(CDU/CSU) 


Werden bei der Förderung durch EG-Regional- 
fonds vorwiegend landwirtschaftlich struktu- 
rierte Gebiete, die mittelständische Wirtschaft 
und insbesondere Handel, Handwerk und Ge- 
werbe bedacht und wenn ja, in welcher Weise? 


Wann kann mit der Festlegung der Modali- 
täten für die Bewilligung der Mittel aus dem 
EG-Regionalfonds, den die Regierungschefs am 
9./10. Dezember 1974 in Paris beschlossen 
haben, gerechnet werden? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die jüng- 
sten Preiserhöhungen der Ruhrkohle AG und 
der Saarbergwerke AG für Kraftwerkskohle, 
und wie kann die Angemessenheit der Preis- 
anhebung im Hinblick auf das Dritte Ver- 
stromungsgesetz nachgewiesen oder nachge- 
prüft werden? 


Welche Folgerungen, z. B. in der Frage der 
Mittelverteilung und der Förderungspräferen- 
zen, gedenkt die Bundesregierung aus der 
Tatsache zu ziehen, daß die Arbeitslosigkeit im 
nördlichen Emsland im Dezember 1974 über 
ll®/o gestiegen ist? 


Wie rechtfertigt die Bundesregierung ange- 
sichts dieser Entwicklung ihr Verhalten bei der 
Vergabe der Mittel aus dem Konjunkturson- 
derprogramm Dezember 1974, wonach vor al- 
lem aus den Etats des Bundesverkehrsministe- 
riums und des Bundeswirtschaftsministeriums 
keine Mittel in den genannten besonders ge- 
fährdeten Raum fließen, bzw. nur in völlig un- 
zureichendem Maße? 


Wie beurteilt die Bundesregierung den vor der 
Verabschiedung stehenden Entwurf der Nie- 
derländischen Regierung für ein Erdgaspreis- 
gesetz in seiner Bedeutung für die deutsche 
Energiewirtschaft? 


Stehen der Anwendung eines solchen Gesetzes 
auf beschlossene Verträge völkerrechtliche Be- 
denken oder Vetragsbestimmungen der euro- 
päischen Verträge entgegen? 


Wie stellt sich die Bundesregierung zur Erhö- 
hung der Kohlepreise? 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Ein- 
fluß dieser Kohlepreiserhöhung auf das allge- 
meine Preisniveau? 
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51. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie will die Bundesregierung sidierstellen, 
daß auch künftig eine statistische Beobachtung 
der allgemeinen wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Entwicklung des Zonenrandgebie- 
tes möglich ist, die als Grundlage für die Er- 
folgskontrolle und Weiterentwicklung der För- 
derungsmaßnahmen unumgänglich ist, nach- 
dem im Zuge der kommunalen Gebietsreform 
ehemalige Landkreise, die zum Zonenrandge- 
biet gehören, mit solchen zusammengelegt 
wurden, die nicht dem Zonenrandgebiet zuge- 
ordnet sind, und statistische Zahlen über die 
Entwicklung in Wirtschaft, Verkehr, Kultur 
und anderen Bereichen seitdem nur auf der 
Basis der neuen Großkreise ermittelt und 
veröffentlicht werden? 


52. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 
(CDU/CSU) 


Wie -beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß die DIAG, Berlin, nachdem das 
Bundeswirtschaftsministerium das Ausscheiden 
des bisherigen Vorsitzenden der Geschäfts- 
führung, Herrn Dr. Meyer, zum 31. Dezember 
1974 praktisch veranlaßt hatte, seit dem 1. Ja- 
nuar 1975 ohne Vorsitzender der Geschäfts- 
führung ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


53. Abgeordneter In welcher Weise will die Bundesregierung 
Eigen auf Kommission und Ministerrat der Europäi- 

(CDU/CSU) sehen Gemeinschaft Einfluß nehmen,, um . die 

Flut von Verwaltungsarbeit einzudämmen und 
die außerordentlich komplizierte Antragstel- 
lung im Bereich des „Einzelbetrieblichen För- 
derungsprogramms" zu vereinfachen? 


54. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu Äußerungen 
Eigen des Bundesernährungsministers Ertl in einem 

(CDU/CSU) Interview mit dem Wiener Nachrichtenmaga- 

zin „Profil", in dem Herr Ertl das Problem 
seines Verbleibens im Ministeramt mit dis- 
kriminierenden Äußerungen über Bauernfüh- 
rer verbindet? 


.55. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Wann wird die Bundesregierung den Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Bundes] agd- 
gesetzes vorlegen, um die von der Ramsar- 
Konvention zum Schutz von Wasservögeln 
angestrebten Ziele zu erreichen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


56. Abgeordneter 
Maudier 


(CDU/CSU) 


57. Abgeordneter 

Maudier 


(CDU/CSU) 


58, Abgeordneter 

Offergeld 

(SPD) 


59. Abgeordneter 
Dr. Böhme 
(Freiburg) 
(SPD) 


60. Abgeordneter 

Peter 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund der 
negativen Entscheidungsergebnisse der An- 
träge gemäß § 48 des Bundesversorgungsge- 
setzes (Witwenbeihilfe für Ehefrauen deren 
Ehemänner 50Vo bzw, 60®/o beschädigt waren) 
eine gesetzliche Änderung zum Siebenten An- 
passungsgesetz vorzuschlagen? 

Ist die Bundesregierung bereit, wenn sie eine 
gesetzliche Änderung nicht vornehmen will, 
wenigstens die hierzu erlassenen Verordnun- 
gen so zu ändern, daß ein erheblich größe- 
rer Teil in den Genuß einer Witwenbeihilfe 
kommt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß es bei 
der Durchführung des deutsch-französischen 
Sozialversicherungsabkommens seit dem 1. Ja- 
nuar 1974 bei der Auszahlung von Renten auf 
Grund von in Frankreich erlittenen Arbeits- 
unfällen an deutsche Bezugsberechtigte zu 
erheblichen Verzögerungen kommt, und wel- 
che Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
zur Verbesserung dieses Zustands? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß alle 
Teilzeitbeschäftigten im öffentlichen Dienst seit 
Einführung der 40- Stunden- Wo che aus der 
gesetzlichen Arbeitslosenversicherung aus- 
scheiden, weil die Beitragspflicht bei einer 
Beschäftigung unter 21 Stunden nicht mehr 
besteht (§ 169 Nr. 5 des Arbeitsförderungsge- 
setzes), und sieht die Bundesregierung Mög- 
lichkeiten, daß diese Halbtagsangestellten 
künftig wieder an der Arbeitslosenversiche- 
rung teilnehmen? 

Worauf führt die Bundesregierung die Tat- 
sache zurück, daß mit dem seit langem von 
der Bundesregierung entweder im Saarland 
oder in Rheinland-Pfalz geplanten Bau eines 
Ausbildungszentrums für Behinderte bis heute 
nicht begonnen wurde, und wann ist mit einem 
Baubeginn an welchem Standort zu rechnen? 


61. Abgeordneter 
Peter 


(SPD) 


Wie soll das Zentrum finanziert werden, und 
welche Mittel standen hierfür in den bisheri- 
gen Bundes- und Landeshaushalten zur Ver- 
fügung bzw. sind für das Haushaltsjahr 1975 
bereitgestellt? 


62. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die zuneh- 

Rollmann mende Jugendarbeitslosigkeit? 

(CDU/CSU) 
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63. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


64. Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


65. Abgeordneter 

Dr. Wagner 

(Trier) 

(CDU/CSU) 


66. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 
(CDU/CSU) 


67. Abgeordneter 
Breidbach 
(CDU/CSU) 


68. Abgeordneter 

Breidbadi 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich 


69. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
gegen die zunehmende Jugendarbeitslosigkeit 
treffen? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, dafür zu sorgen, daß ihre beschäftigungs- 
politischen Maßnahmen viel stärker als bisher 
auch von Bundes-, Landes-, Kommunalbehör- 
den und von großen Teilen der Wirtschaft, 
des Handwerks, Gewerbes und Handels in An- 
spruch genommen werden, um den erforder- 
lichen Beschäftigungseffekt von Arbeitslosen 
zu erzielen? 


Wie erklärt es sich, daß die Bundesanstalt für 
Arbeit, als sie am 9. Januar 1975 über den 
.Stand der Arbeitslosigkeit und der Kurzarbeit 
berichtete, keine aktuellen Zahlen vorgelegt, 
sondern sich auf die Erhebungen von Mitte 
Dezember 1974 gestützt hat? 


Hat die Bundesregierung auf die Veröffent- 
lichung der Zahlen über Arbeitslosigkeit und 
Kurzarbeit durch die Bundesanstalt für Arbeit 
Einfluß genommen? 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, um 
für die Zukunft zu gewährleisten, daß die 
Öffentlichkeit nicht mit schon überholten, son- 
dern mit zeitnahen und aktuellen Zahlen über 
den Stand der Arbeitslosigkeit unterrichtet 
wird? 


An welcher Stelle innerhalb der OECD-Staaten 
steht die Bundesrepublik Deutschland mit ihren 
derzeitigen Arbeitslosenzahlen im Verhältnis 
zu den Beschäftigtenzahlen? 


des Bundesministers der Verteidigung 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 
NATO und besonders der Eurogroup dafür 
einzutreten, daß die Produktion konventio- 
neller Waffen in der Gemeinschaft rationali- 
siert wird, damit Einsparungen bei den Vertei- 
digungsausgaben der einzelnen Staaten es er- 
möglichen, die wirksamste Form der Verteidi- 
gung innerhalb der notwendigen Grenzen der 
nationalen Verteidigungshaushalte zu erzielen 
und damit zu demonstrieren, daß die Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft einen wirksamen 
Beitrag zur gemeinsamen Verteidigung der 
westlichen Demokratien zu leisten bereit sind? 
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70. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Welche Äußerungen, Niederschriften, Proto- 
kolle usw, liegen von wann und mit welchen 
Formulierungen vom Bundesrechnungshof über 
die Auflösung der Kreiswehrersatzämter 
Aschaffenburg und Gemünden im Zusammen- 
hang mit der Schaffung von Musterungszentren 
bzw. über die vom Bundesverteidigungsmini- 
sterium angegebenen Meinungsäußerungen 
von Verteidigungsausschuß und Haushaltsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages vor, wonach 
es künftig nur noch Musterungszentren geben 
darf? 


71. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Wahr- 
heitsgehalt und die außen- und innenpoliti- 
schen Auswirkungen eines Interviews, in dem 
im Zusammenhang mit Vorgängen aus dem 
Jahr 1962 „die Zielkartei bzw. Angaben über 
die Zielkartei für die atomaren Waffen der 
Bundeswehr" gesprochen wird? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


72. Abgeordneter 

Kroll-Sdilüter 

(CDU/CSU) 


73. Abgeordneter 
Dr. Enders 


(SPD) 


74. Abgeordneter 
Schmidt 
(München) 
(SPD) 


75. Abgeordneter 
Schmidt 
(München) 
(SPD) 


In weicher Weise hat die Bundesregierung 
in 1974 dem Vertrag zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und der Französischen Re- 
publik über die deutsch-französische Zusam- 
menarbeit entsprochen, wonach es heißt, daß 
der Bundesminister für Familie, Jugend und 
Gesundheit oder sein Vertreter sich wenig- 
stens einmal alle zwei Monate mit dem fran- 
zösischen Hohen Kommissar für Jugend und 
Sport trifft? 

Welche Zahlen über Selbstmorde von Jugend- 
lichen liegen der Bundesregierung vor, und 
welche Vorbeugungsmaßnahmen hält sie für 
erforderlich, um Suizide junger Menschen zu 
verhindern? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß § 45 des 
Einkommensteuerreformgesetzes kommunale 
Eigenbetriebe und kommunale Eigengesell- 
schaften völlig unterschiedlich behandelt und 
die Gemeinden je nach Rechtsform ihrer Be- 
triebe das Kindergeld bis Ende 1976 entweder 
selbst bezahlen müssen oder von dieser Be- 
lastung freigestellt sind und dies allein bei der 
Landeshauptstadt München zu einem Aufwand 
von 17 Millionen DM führt? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
eine solch unterschiedliche Behandlung durch 
nichts gerechtfertigt und auch nicht mit einem 
Vorgriff auf einen späteren Finanzausgleich 
begründet werden kann? 
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76. Abgeordneter 

Horstmeier 


(CDU/CSU) 


77. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


78. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


79. Abgeordneter 

Marsdiall 


(SPD) 


80. Abgeordneter 
Marsdiall 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die unter- 
sdiiedlidie Behandlung von Kriegsbeschädig- 
ten und Zivilbeschädigten im Flinblick auf das 
Pflegegeld, das für Kriegsbeschädigte unab- 
hängig von der Rentenhöhe voll ausgezahlt 
wird und für Zivilbeschädigte bei überschrei- 
ten der Einkommensgrenze nach dem Bundes- 
sozialhilfegesetz z. B. auf Grund einer Renten- 
anpassung gekürzt wird? 

Was hat den Bundesminister für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit veranlaßt, im „Länder- 
spiegel“ des Fernsehens am Samstag, dem 
14. Dezember 1974, zur Teilnahme an „kosten- 
losen'' Vorsorgeuntersuchungen aufzurufen, 
obwohl die Krankenkassen und damit letztlich 
die Versicherten über ihre Beiträge die Kosten 
dieser Untersuchungen tragen? 

Gehört nach Auffassung der Bundesregierung 
nicht auch die Forderung nach mehr Transpa- 
renz der Kosten im Gesundheitswesen, und 
zwar für den einzelnen Versicherten, mit zu 
den Mitteln, die zu einer Kostenbremsung 
auf diesem Gebiet beitragen können, und 
welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um die Transparenz der 
Kosten im Gesundheitswesen, gerade auch auf 
dem Gebiet der Vorsorgemedizin, für den ein- 
zelnen Versicherten nachhaltig zu steigern? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Stel- 
lungnahmen der Gemeinden, denen für die 
Kindergeldzahlungen der Übergangszeit nach 
§ 45 EStRG bei Eigenbetrieben keine Erstat- 
tungsmittel zur Verfügung stehen und die nun- 
mehr darauf hinweisen, daß die Beschäftigten 
bei Eigengesellschaften und privaten Unter- 
nehmen Kindergeld vom Bund erhalten, die 
Beschäftigten bei den in der Rechtsform des 
Eigenbetriebes geführten Versorgungs- und 
Verkehrsbetrieben der Gemeinden hingegen 
nicht? 

Verlangen die Zollbehörden von Mineralöl- 
firmen, die eine Genehmigung für Steuerlager 
und Stundung von Mineralölsteuer beantra- 
gen, bankübliche Sicherheiten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


8i. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die von der 
Deutschen Bundesbahn in Ostbayern geplan- 
ten Streckenstillegungen zu genehmigen, be- 
vor ein den Verkehrsbedürfnissen entspre- 
chender Ausbau des Straßennetzes erfolgt ist? 
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82. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 
(CDU/CSU) 


83. Abgeordneter 
Lemmridi 
(CDU/CSU) 


84. Abgeordneter 
Lemmridi 

(CDU/CSU) 


85. Abgeordnete 
Frau Padc 
(CDU/CSU) 


86. Abgeordnete 
Frau Padc 
(CDU/CSU) 


87. Abgeordneter 
Memmel 

(CDU/CSU) 


88. Abgeordneter 
Dr. Evers 

(CDU/CSU) 


Ist sidi die Bundesregierung darüber im kla- 
ren, daß ohne einen solchen Ausbau die ohne- 
hin sdion schwierige wirtschaftliche Lage Ost- 
bayerns durch die Streckenstillegungen noch 
wesentlich verschlechtert würde? 


Welche besonderen Vorteile sind damit ver- 
bunden, daß die technisch bestimmte Abtei- 
lung Wasserbau des Bundes verkehrsministe- 
riums nunmehr mit einer juristisch und somit 
technisch nicht ausreichend vorgebildeten Per- 
sönlichkeit besetzt wurde? 


Ist dem Bundesminister für Verkehr bewußt, 
daß seine Entscheidung und sein Verhalten bei 
der Neubesetzung der Stelle des Leiters der 
Abteilung Wasserbau seines Ministeriums von 
einer beträchtlichen Anzahl deutscher Ingeni- 
eure als Affront gegen diese Berufsgruppe 
angesehen wird? 


Ist die Bundesregierung mit mir nicht der 
Meinung, daß die außerordentlich starke Ko- 
stenverteuening gerade der Schülerfahrkarten 
bei der Deutschen Bundesbahn ihrem selbst 
gestellten sozialen Anspruch nicht gerecht 
wird? 


Ist mit einer Korrektur der Bahntarife zu rech- 
nen, und ist daran gedacht, insbesondere die 
Fahrpreiserhöhung für Schülerfahrkarten rück- 
gängig zu machen? 


Hat die Bundesregierung die Absicht — trotz 
der schwierigen Finanzlage bei der Deutschen 
Bundespost und Bundesbahn — , weiterhin mit 
großem Kostenaufwand Beilagen in Tageszei- 
tungen zu veröffentlichen, wie dies mit der 
Broschüre „Weltweite Kommunikation — 
Deutsche Bundespost" geschehen ist? 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Wider- 
spruch zwischen der Femmeldeordnung und 
dem tatsächlichen Vorgehen der Deutschen 
Bundespost, wenn nach der Fernmeldeordnung 
Fernsprechrechnungen bis zum siebenten Tag 
nach Absendung der Rechnung bezahlt sein 
müssen, obwohl unter Umständen 3 bis 4 Tage 
bis zur Zustellung der Rechnung vergehen, 
während andererseits die Deutsche Bundes- 
post beim Selbsteinzug der Gebühren im 
Wege des Abbuchungs Verfahrens die Abbu- 
chung oft erst 10 Tage nach dem Absendetag 
der Rechnung vornimmt, und wie beurteilt die 
Bundesregierung Anregungen an den Postver- 
waltungsrat, die 7-Tagesfrist auf 10 Tage zu 
verlängern? 
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89. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Welche Motive hat die Bundesregierung für 
die Briefmarken der neuen Dauerserie „Indu- 
strie und Technik" vorgesehen, die laut Presse- 
meldungen „das Leben und Wirken in der 
Bundesrepublik Deutschland am deutlichsten 
repräsentiere", und ist beabsichtigt, bei den 
Motiven dieser neuen Dauerserie dem Hand- 
werk und der Landwirtschaft entsprechend 
ihrer Bedeutung in der deutschen Volkswirt- 
schaft eine angemessene Darstellung zu wid- 
men? 


Gesdiäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


90. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Auf welche Weise findet die wiederholte Ver- 
sicherung der Bundesregierung — insbeson- 
dere im Zusammenhang mit der Errichtung 
der Ständigen Vertretungen in Bonn und Ost- 
Berlin — über den Nicht- Auslands-Charakter 
der DDR für die Bundesrepublik Deutschland 
und über den spezifischen nichtvölkerrecht- 
lichen Charakter der innerdeutschen Bezie- 
hungen im praktischen Verhalten und in amt- 
lichen Äußerungen von Staatssekretär Gaus 
ihren Ausdruck? 


91. Abgeordneter 

Dr, Mertes 

(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die höflich begründete Nicht-Teilnahme des 
Ständigen Vertreters der Bundesrepublik 
Deutschland in Ost-Berlin an Veranstaltungen 
der DDR-Regierung für das Diplomatische 
Corps die Eindeutigkeit und Glaubwürdigkeit 
der Zusicherungen der Bundesregierung un- 
mißverständlicher zum Ausdruck bringen wür- 
de als die Teilnahme? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


92. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Pressemeldungen 
Krall bekannt, wonach sich im afrikanischen Staat 

(FDP) Tschad furchtbare Massenmorde ereignet ha- 

ben und noch andauern sollen, und welche 
diplomatischen Schritte gedenkt die Bundes- 
regierung falls die Meldungen zutreffen, zu 
unternehmen, die zu einer Einstellung dieser 
Grausamkeiten führen? 


93. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung im Besitz oder kennt 
sie die Liste mit den Namen von 36 000 aus- 
wanderungswilligen sowjetischen Staatsbür- 
gern deutscher Volkszugehörigkeit — ohne 
direkte verwandschaftliche Verbindungen zu 
westdeutschen Staatsbürgern — , die eine Dele- 
gation von 16 Volksdeutschen Personen mit 
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94. Abgeordneter 
Dr. Sdiweitzer 
(SPD) 


95. Abgeordneter 

Sprenger 

(CDU/CSU) 


96. Abgeordneter 
Dr. Fudis 
(CDU/CSU) 


97. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


98. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 

99, Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


dem Wissen mehrerer westlicher Zeitungskor- 
respondenten am 18. Mai 1973 in Moskau dem 
Obersten Sowjet überreidit hat, und was ge- 
denkt die Bundesregierung zu tun, um bei der 
sowjetischen Regierung die Ausreise dieser 
Personengruppe zu erwirken, analog den Be- 
mühungen amerikanischer Regierungsstellen 
und Senatoren um die Auswanderungsbewilli- 
gung für jährlich 65 000 russische Juden nach 
Israel? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, der Tatsache 
unserer sich intensivierenden Beziehungen zur 
Volksrepublik China künftig noch besser orga- 
nisatorisch durch die Einrichtung eines beson- 
deren Länderreferats im Auswärtigen Amt 
Rechnung zu tragen? 

Bei wieviel Mitgliedern der sowjetischen Bot- 
schaft in Bonn wurden seit 1970 Tätigkeiten 
festgestellt, die nicht im Einklang mit ihren 
diplomatischen Aufgaben standen, vielmehr 
auf einen Spionageauftrag hinwiesen, und wie 
bewertet die Bundesregierung die heutige Ge- 
fährdung der Bundesrepublik Deutschland 
durch als Diplomaten getarnte Agenten der 
Sowjetunion? 

Wie hat die Bundesregierung auf die Tagung 
der italienischen Deutschlehrer und deren Fest- 
stellung über die Entwicklung der Kenntnisse 
der deutschen Sprache in Italien reagiert, und 
was zieht die Bundesregierung daraus für 
Schlußfolgerungen hinsichtlich der Stellung, 
die die Verbreitung der deutschen Sprache im 
Gesamtkonzept ihrer auswärtigen Kulturpoli- 
tik einnimmt? 

Ist es der Bundesregierung gelungen, so wie 
der frühere Staatssekretär im Auswärtigen 
Amt dies ,am 13. August 1973 in einem Fem- 
sehinterview ankündigte, von den Westmäch- 
ten eine Interpretation des Vier-Mächte-Ab- 
kommens in der speziellen Frage der konsula- 
rischen Vertretung Westberliner Institutionen 
(juristische Personen) durch die Vertretungen 
der Bundesrepublik Deutschland in den Ost- 
blockstaaten zu erhalten? 

Welche Länder oder Staaten haben seit wann 
und in welcher Höhe Zwangsumtauschquoten 
für Westbesucher eingeführt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Äuße- 
rung des tschechoslowakischen Außenministers 
Chnoüpek zur Aussiedlung der Deutschen: 
„Wir wollen und werden uns zu nichts ver- 
pflichten", nachdem in einem „Briefwechsel 
über humanitäre Fragen" im Zusammenhang 
mit dem Prager Vertrag verbindliche Erklärun- 
gen seitens des tschechoslowakischen Außen- 
ministers abgegeben worden sind? 
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100. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


101. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


102. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Woher nimmt die Bundesregierung die Begrün- 
dung zu der Behauptung von Staatsminister 
Moersdi, „daß eben viel mehr auf Grund der 
Informationen sich zur Umsiedlung gemeldet 
haben und melden konnten, als offensichtlich 
polnische Stellen damals erwartet haben", 
wenn nach früheren Auskünften die Bundes- 
regierung während der Verhandlungen über 
den Warschauer Vertrag der polnischen Seite 
bereits 1970 eine Zahl von 280 000 beim Deut- 
schen Roten Kreuz registrierten aussiedlungs- 
willigen Deutschen bekannt gegeben hat? 

Treffen Meldungen zu, daß unsere westlichen 
Vertragspartner gegen die Lieferung eines 
deutschen Atomkraftwerkes an die Sowjet- 
union Bedenken erhoben haben, und inwieweit 
wäre die Lieferung von Kernbrennstoffen an 
die UdSSR überhaupt mit den westlichen 
Embargovorschriften zu vereinbaren? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Lieferung eines deutschen Atomkraftwer- 
kes an die Sowjetunion gegen den Atomsperr- 
vertrag verstößt, falls die UdSSR nicht bereit 
ist, sich der internationalen Atomkontrolle zu 
unterwerfen, die sie bisher stets abgelehnt hat? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Dr. h. c. Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


2. Abgeordneter 
Hödierl 
(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 
Hödierl 


(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 
Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung über die Beeinträchtigung der Einsatzbe- 
reitschaft der in der Bundesrepublik Deutsch- 
land stationierten Streitkräfte infolge von 
Rauschmittelgenuß vor, insbesondere soweit 
Atomwaffen zu bedienen sind, und was hat die 
Bundesregierung getan, um die ständige volle 
Einsatzbereitschaft sicherzustellen, um Un- 
glücksfälle und eine Gefährdung der Bevölke- 
rung zu vermeiden? 

Ist die Antwort von Staatsminister Moersch 
vom 3. September 1974 auf meine Anfrage 
nach einer „gemeinsamen" und „authenti- 
schen" deutschen Übersetzung des Berlin-Ab- 
kommens der Vier-Mächte so zu verstehen, daß 
in allen (wesentlichen und angeblich unwesent- 
lichen) Punkten Übereinstimmung erzielt wur- 
de, und wenn ja, welche Textteile werden von 
der anderen Seite heute anders übersetzt als 
damals, oder wie will die Bundesregierung 
die Tatsache erklären, daß das Abkommen von 
der anderen Seite heute in wesentlichen Punk- 
ten anders übersetzt wird als von der Bundes- 
regierung? 

Wer war an den Übersetzungsbemühungen be- 
teiligt, von wem wurde eine Niederschrift an- 
gefertigt und unterschrieben, und von wem 
und in welcher Form wurde dem Botschafter 
der Vereinigten Staaten Mitteilung gemacht, 
es liege eine von allen Seiten akzeptierte 
deutsche Übersetzung vor, die die authentische 
Übersetzung sein solle? 

Sind jene asylsuchenden, aussiedlungswilligen 
Volksdeutschen, welche im Januar vorigen 
Jahres zunächst in der deutschen Botschaft in 
Moskau Zuflucht gesucht und dann die Bot- 
schaft wieder verlassen haben, mittlerweile in 
die Bundesrepublik Deutschland gelangt, oder 
kann die Bundesregierung etwas über das 
weitere Schicksal dieser Menschen sagen? 

Was bedeutet in der Auffassung der Bundes- 
regierung die Tatsache, daß in einigen soge- 
nannten Schwellenländern (z. B. Indien, Japan, 
Iran, Israel, Ägypten, Brasilien) Plutonium 
ohne Möglichkeit der Nachprüfung seiner aus- 
schließlich friedlichen Verwendung, für die In- 
halte und Ziele des NV-Vertrages produziert 
wird? 


19 




Drucksache 7/3070 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Gesdiäftsbereicii des Bundesministers des Innern 


6, Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


In welcher Weise ist die Bundesregierung bei 
der DDR-Regierung wegen des Abtreibens von 
Tretminen aus der DDR-Sperrzone in Elbufer- 
gebiete der Bundesrepublik Deutschland im 
Zusammenhang mit dem Hochwasser auf der 
Elbe vorstellig geworden, und welche Maß- 
nahmen hat die Bundesregierung von der 
DDR-Regierung verlangt, um die Wiederho- 
lung eines derartigen, die Sicherheit der Be- 
völkerung in den Elbgemeinden gefährdenden, 
Vorgangs zu verhindern? 


7. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung 
zu, daß zum Beispiel von den Kraftwerks- 
blöcäcen Weisweiler (bei Aachen) und Frim- 
mersdorf (bei Grevenbroich) gewaltige künst- 
liche Wolkenfelder von den dort erstellten 
Kühltürmen ausgehen — und daß der dichte 
Wasserdampf bei austauscharmen Wetterlagen 
auf der Autobahn Köln — Aachen teilweise zu 
Fahrten im Schrittempo zwingt, und ist darum 
die in Schweinfurt geäußerte Befürchtung rich- 
tig, daß, wenn das Kraftwerk bei Grafenrhein- 
feld errichtet wird, das Stadtgebiet von 
Schweinfurt bei schönem Wetter — d. h. bei 
überwiegender südwestlicher Windrichtung — 
ständig unter einer ausgedehnten Wolken- 
decke liegt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


8. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Tatbe- 
stand, daß es einerseits der privaten Wirt- 
schaft ausschließlich gestattet ist, bei Abschrei- 
bungen vom Anschaffungswert auszugehen, 
um eine unerwünschte Indexwirkung zu ver- 
meiden, während es andererseits Teilen der 
öffentlichen Hand freisteht, Abschreibungen 
vom Wiederbeschaffungswert vorzunehmen? 


9. Abgeordneter Werden von den Hauptzollämtern bei Mineral- 
Marschall ölfirmen regelmäßige Bonitätsprüfungen nach 

(SPD) einheitlichen Richtlinien durchgeführt? 


10. Abgeordneter 
Dr. Müller- 
Emmert 
(SPD) 


Sind die schon seit längerer Zeit in der West- 
pfalz umlaufenden Gerüchte richtig, daß in 
verschiedenen Dienststellen der US-Streitkräf- 
te in Kaiserslautem, Pirmasens und Nahbollen- 
bach etwa 1200 Arbeitnehmer entlassen wer- 
den sollen? 
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11. Abgeordneter 
Dr. Müller- 
Emmert 


(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung im bejahen- 
den Falle zu tun, um die in Anbetracht der 
überdurdisdinittlichen Arbeitslosenzahl sehr 
schwierige Arbeitsplatzsituation in der West- 
pfalz zu verbessern? 


12. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
der Eingabe der Spitzenverbände der Wirt- 
schaft zu entsprechen, daß künftig bei Rech- 
nungsbeträgen bis zu 100 DM die Mehrwert- 
steuer nicht mehr eigens aufgeführt werden 
muß, nachdem bei der Einführung der Mehr- 
wertsteuer aus Gründen der Vereinfachung 
eine Obergrenze von 50 DM festgelegt worden 
war, die jedoch durch die zwischenzeitliche 
Preisentwicklung überholt sein dürfte? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


13. Abgeordneter Mit welchen Argumenten kann die Bundes- 
Dr. Marx regierung langfristige Kooperationsabkommen 

(CDU/CSU) mit sogenannten Staatshandelsländern in Über- 

einstimmung bringen mit den EWG-Verträgen, 
der gemeinschaftlichen Außenhandelspolitik 
und der Tatsache, wonach die Außenhandels- 
hoheit ab 1. Januar 1975 an die Gemeinschaft 
übergeht? 


14. Abgeordneter Welche unmittelbaren Auswirkungen hat 
Peter nach Auffassung der Bundesregierung das 

(SPD) Energieprogramm auf die Entwicklung der 

Förderung und Arbeitsplätze im Saarbergbau? 


15. Abgeordneter 

Peter 


(SPD) 


In welchem Stadium befindet sich zur Zeit die 
Entscheidung über den Bau eines weiteren 
Kraftwerks auf Kohlebasis im Saarland, und 
ist die Bundesregierung vor allem unter Be- 
rücksichtigung der im Raum Neunkirchen — 
Ottweiler — St. Wendel besonders hohen Ar- 
beitslosigkeit bereit, für den Standort Reden 
einzutreten? 


16. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


Welche deutschen Industriefirmen haben in 
den Jahren 1973 und 1974 mit Staatshandels- 
ländern Kooperationsverträge abgeschlossen 
bzw. befinden sich zur Zeit in Verhandlungen, 
um solche abzuschließen? 


17. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 
(CDU/CSU) 


Zu welchen Konditionen wurden diese Ver- 
träge abgeschlossen (Barzahlung — Zins- 
sätze — Amortisationsfristen — Rohstoffliefe- 
rungen usw.)? 
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18. Abgeordneter 
Baier 

(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 

Baier 

(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 

Dr. Becher 

(Pullach) 

(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 
Dr. Becher 
(Pullach) 

(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die von 
ihr zwecks Ausgleich des Handelsbilanzdefizits 
geforderten und nunmehr erfolgenden ver- 
mehrten Importe von Damenfeinstrumpfhosen 
aus der DDR zur Gefährdung weiterer Arbeits- 
plätze in diesem Industriezweig in der Bundes- 
republik Deutschland führen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Einfuhr aus 
der DDR zu entliberalisieren und unverzüglich 
ein neues Preisprüfungsverfahren für Strumpf- 
waren aus der DDR einzuleiten? 

Welches Volumen und welchen Einfluß auf die 
jährliche Handels- und Zahlungsbilanz hatten 
die Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der CSSR bis zu 
dem im Juli 1974 ratifizierten Normalisie- 
rung s vertrag? 

Welches Volumen und welchen Einfluß auf die 
Handels- und Zahlungsbilanz sollen nach den 
Vorstellungen der Bundesregierung die künfti- 
gen Wirtschaftsbeziehungen — dabei insbe- 
sondere geplante Kooperationsabkommen — 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der CSSR erreichen? 

Besteht nicht zwischen der Aussage in der 
„Fränkischen Landeszeitung“ vom 18. Dezem- 
ber 1974, der zufolge aus dem Konjunkturpro- 
gramm der Bundesregierung 1 ,9 Millionen DM 
in die Stadt und den Kreis Ansbach fließen 
würden und der Aussage des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs Buschfort vom 18. De- 
zember 1974 auf meine Schriftliche Anfrage 
Nr. B 26, der zufolge eine Aussage darüber, 
in welcher Höhe Mittel der übrigen Teile des 
Konjunkturprogramms der Bundesregierung 
voraussichtlich in den Raum Ansbach fließen 
werden, sich zur Zeit nicht treffen lassen, ein 
Widerspruch, und welche Aussage ist nun 
richtig? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


23. Abgeordneter Wie hat sich die gesetzliche Regelung der zen- 
Dr. Stavenhagen tralen Absatzförderung für die Agrarwirtschaft 
(CDU/CSU) bewährt, und was gedenkt die Bundesregie- 

rung zu tun, um Wettbewerbsverzerrungen zu 
verhindern, die dadurch entstehen, daß aus- 
ländische Anbieter in den Genuß der Vorteile 
der Absatzförderung gelangen, ohne ihren Bei- 
trag hierzu zu leisten? 
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24. Abgeordneter 
Dr. Sdiulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


Ist der Vertrieb ausländischer Weine in Bocks- 
beuteln im EG-Bereich und insbesondere in der 
Bundesrepublik Deutschland nach dem gelten- 
den Weingesetz erlaubt und wenn nicht, welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die- 
sen gesetzlich verbotenen Vertrieb zu verhin- 
dern? 


25. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
Eigen rung einzuleiten, um für Qualitätsweizen einen 

(CDU/CSU) der Qualität entsprechenden Preis am Markt 

durchzusetzen? 


26. Abgeordneter Wie wirkt sich die Senkung der Mehrwert- 
Eigen Steuer für Blumen in Holland von 16®/o auf 

(CDU/CSU) 4®/o auf die Wettbewerbslage der deutschen 

Blumenerzeuger aus? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


27. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Fassung des § 43 
des Bundesversorgungsgesetzes, wonach der 
Witwer Versorgung wie eine Witwe erhält, 
wenn die an den Folgen einer Schädigung 
gestorbene Ehefrau seinen Lebensunterhalt be- 
stritten hat, weil seine Arbeitskraft und sein 
Einkommen hierzu nicht ausreichten, mit dem 
Gleichheitsgrundsatz für vereinbar, wenn im 
umgekehrten Falle die Witwe eines an Schädi- 
gungsfolgen verstorbenen Ehemannes ohne 
eine solche Einschränkung die Versorgung er- 
hält? 


28. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 
(SPD) 


Wird die Bundesregierung dafür sorgen, daß 
in Versorgungsfällen, in denen in Ermanglung 
familienfremder Hauspflegekräfte, der Ehe- 
mann unter Aufgabe seines Berufs und damit 
seiner Einnahmequellen, seine an Schädigungs- 
folgen leidende Frau bis zum Tode pflegt, die 
Bestimmung des § 43 des Bundesversorgungs- 
gesetzes aufgehoben und eine Anpassung an 
die Rechtslage der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung vorgenommen wird? 


29. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


Welche Schlußfolgerungen wird die Bundes- 
regierung aus dem Ergebnis der letzten Sozial- 
wahlen für ihre Berufungspraxis bezüglich der 
Arbeitnehmervertreter in den Selbstverwal- 
tungsorganen der Bundesanstalt für Arbeit 
ziehen? 
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30. Abgeordneter 
Hansen 
(SPD) 


31, Abgeordneter 
Hansen 
(SPD) 


32, Abgeordneter 
Härzsdiel 
(CDU/CSU) 


33, Abgeordneter 
Härzsdiel 
(CDU/CSU) 


Gesdiäftsbereidi 


34. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Biehle 

(CDU/CSU) 


Wann ist mit Ergebnissen des von der 
Bundesregierung vergebenen dreiteiligen For- 
schungsvorhabens zur Klärung der genauen 
Ursache und Entstehung der sogenannten 
„PVC“Krankheit" zu rechnen, und unter wel- 
chen Voraussetzungen wird die Bundesregie- 
rung eine Einschränkung der P VC- Produktion 
veranlassen? 

Wie weit ist mit Sicherheit auszuschließen, daß 
auch bei der Weiterverarbeitung und -Verwen- 
dung von PVC keine der Gesundheitsschäden 
auftreten können, die bei der PVC- Produktion 
in Erscheinung getreten sind? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Ver- 
band der Deutschen Rentenversicherungsträger 
die Bauausgabendringlichkeits-Verordnung 
vom 8. Juli 1970 (BGBl. I Nr. 70 vom 23. Juli 
1970) und die 2. Baudringlichkeits-Verordnung 
vom 31. Juli 1974 (BGBl. I Nr. 87 vom 8. Au- 
gust 1974) so interpretiert, daß die Genehmi- 
gung von Baumaßnahmen durch den Verband 
auch dann als zwingend betrachtet werden, 
wenn es sich um Maßnahmen handelt, die aus 
den Rückstellungen nach § r384 b RVO finan- 
ziert werden und die ausschließlich der Mo- 
dernisierung und Substanzerhaltung dienen, 
und daß dadurch monatelange Verzögerungen 
mit erheblichen finanziellen Verlusten für die 
betroffenen Landesversicherungsanstalten ver- 
bunden sind? 

Hält die Bundesregierung diese Auslegung des 
Verbandes der Rentenversicherungsträger mit 
dem Gesetz für vereinbar, wenn ja, was ge- 
denkt sie zu tun, um eine schnellere Bearbei- 
tung sicherzustellen? 


des Bundesministers der Verteidigung 


Ist die Entscheidung, das Kreiswehrersatzamt 
Aschaffenburg ab 1978 ebenfalls aufzulösen, 
endgültig, oder trägt man sich mit dem Ge- 
danken, es wegen seiner besonderen Bedeu- 
tung für das Untermaingebiet auch über 1978 
hinaus bestehen zu lassen? 

Wieviel Planstellen bestehen nach weichen 
Besoldungsgruppen bzw. Vergütungsgruppen 
jeweils getrennt bei den Kreiswehrersatzäm- 
tern Würzburg, Aschaffenburg und Gemünden 
bei normaler Stellungpianausstattung, und 
welche davon sind z. Z. besetzt bzw. aus wel- 
chen Gründen nicht besetzt? 
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36. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Welche Rückwirkungen bezüglich der deut- 
schen Finanzleistung und des Zeitplans haben 
die einschränkenden Reduzierungen in den 
Verteidigungsetats von Großbritannien und 
Italien auf das MRCA-Programm? 


. Gescliäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


37. Abgeordneter 
Dr. Sdimitt- 
Vodcenhausen 
(SPD) 


Ist es richtig, daß im Rahmen des Gesetzes zur 
Gesamtreform des Lebensmittelrechts bestimm- 
te Lebensmitteluntersuchungsämter das Recht 
haben, aufklärende Hinweise auf Waren, wie 
z. B. die Deklaration des biologischen Anbaus 
oder den Hinweis auf die Nicht Verwendung 
von toxischen Schädlingsbekämpfungsmitteln, 
zu untersagen? 


38. Abgeordneter 
Pieroth 

(CDU/CSU) 


Warum sieht sich die Bundesregierung nicht in 
der Lage, aus Steuermehreinnahmen, die dem 
Bund auf Grund der seit letztem Jahr stark 
gestiegenen Heizölpreise zugeflossen sind, 
einen Heizkostenzuschuß für sozial Schwache 
zu finanzieren? 


39. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten bestehen, daß allein- 
stehende Mütter, die wegen ihrer außerhäus- 
lichen Erwerbstätigkeit ihre Kinder in ein 
Heim geben müssen, wo ein Platz monatlich 
zwischen 1500 DM und 3000 DM (Kinderheim 
bzw. heilpädagogisches Heim) kostet, wenig- 
stens einen Teil dieses Geldes erhalten und 
so auf eine Erwerbstätigkeit verzichten und 
ihre Kinder bei sich behalten können? 


40. Abgeordneter 
Kroll-Schlüter 

(CDU/CSU) 


Wieviel finanzielle Mittel werden von der 
Bundesregierung aufgewandt für bilaterale 
Jugendprogramme und multinationale Jugend- 
programme? 


41. Abgeordneter 
Kroll-Sdilüter 
(CDU/CSU) 


Nach welchen Kriterien werden die finanziel- 
len Mittel vergeben und wieviel für welche 
Programme? 


42. Abgeordneter 
Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Hat die Bundesregierung bedacht, daß mit In- 
krafttreten des Volljährigkeitsgesetzes ca. 
2500 in Heimen und Erziehungsanstalten leben- 
de junge Menschen zum 1. Januar 1975 zum 
Teil unvorbereitet ins Leben entlassen werden 
müssen, und welche Hilfsmaßnahmen sind ge- 
gebenenfalls für diesen Fall vorgesehen? 
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Gesciiäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


43. Abgeordneter 
Engelhard 
(FDP) 


Sdiließt § 2 Abs. 1 Nr. 2 des Gemeindever- 
kehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG), der die 
Förderung des Baus von Verkehrswegen für 
Straßenbahnen u. a. vom Vorhandensein eines 
besonderen Bahnkörpers abhängig madit, die 
Möglichkeit einer Ausnahmeregelung, die 
durch Interessenabwägung im konkreten Falle 
geboten erscheint, aus? 


44. Abgeordneter 
Engelhard 
(FDP) 


Erscheint der Bundesregierung in Abwägung 
des Interesses an der Verkehrsentflechtung 
durch einen eigenen Bahnkörper und der In- 
teressen des Umweltschutzes und der Erhal- 
tung des Stadtbildes eine Ausnahmeregelung 
für die Bezuschussung nach dem GVFG gebo- 
ten, wenn die Errichtung eines durchgängigen 
Bahnkörpers auf einem Teilabschnitt von 
1,25 km die Beseitigung von 130 alten Allee- 
bäumen erforderlich machen würde? 


45. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, auf Antrag der 
Landeshauptstadt München, den Bau einer 
Straßenbahnlinie vom Waldfriedhof in Mün- 
chen zum Großklinikum Großhadern entlang 
der Würmtalstraße gemäß § 2 des Gemeinde- 
verkehrsfinanzierungsgesetzes mit zu finanzie- 
ren, wenn entsprechend den Ausbauplänen 
der Landeshauptstadt München für die U-Bahn 
das Großklinikum künftig in das Münchner 
U-Bahn-Netz angeschlossen wird und dann die 
jetzt in Planung befindliche Straßenbahntrasse 
wieder aufgerissen werden soll? 


46. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung mit mir der Auffas- 
sung, daß ein solches Vorhaben eine unnütze 
Verschleuderung von Steuergeldern darstellt, 
oder soll mit dem Bau der Straßenbahn die 
U-Bahn-S trecke zum Großklinikum ein für alle 
mal zu den Akten gelegt werden? 


47. Abgeordneter Inwieweit ist die Bundesregierung bereit, sich 
Rollmann an der Entschädigung von Sturmflut Schäden 

(CDU/CSU) zu beteiligen, da der Bund an den Deichbauten 

auch mit 70®/o beteiligt ist? 


48. Abgeordneter 
Strauß 
(CDU/CSU) 


Wann und in welcher Weise gedenkt die Bun- 
desregierung, eine Entscheidung über die Orts- 
umgehung Bad Tölz der Bundesstraße 472 zu 
fällen, nachdem die notwendigen Planungen 
für dieses Projekt seit Anfang November 1974 
dem Bundesverkehrsminister vorliegen? 
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49. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 

(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 
(CDU/CSU) 


51. Abgeooidneter 
Susset 
(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 
Susset 
(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter 
Dr, Hauser 
(Sasbadi) 
(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Planungen für das Brük- 
kenbauwerk im Zuge des Ausbaus der B 207 
bei Schwarzenbek abge.schlossen sind und in- 
zwischen Verhandlungen über die Finanzie- 
rung dieses Projekt zwischen der Bundesregie- 
rung und der Deutsdien Bundesbahn stattge- 
funden haben? 


Wie hoch ist bei dieser Maßnahme der Finan- 
zierungsanteil der Deutschen Bundesbahn nadi 
dem Eisenbahnkreuzungsgesetz, und wann 
könnte zum frühestmöglichen Zeitpunkt mit 
dem Bau dieses Projekts begonnen werden? 


Wie verhält sich die Bundesregierung zu den 
Erwägungen der Deutschen Bundesbahn, die 
Zabergäubahn zwischen Lauffen am Neckar 
und Leonbronn im Kreis Heilbronn evtl, still- 
zulegen, und welche Haltung nimmt die Bun- 
desregierung zur Konzeption des „Modells 
400" ein, nachdem im Landkreis Heilbronn die 
Stückgutabfertigung in Bad Friedrichshall, Ep- 
pingen, Gundelsheim und Lauffen aufgehoben 
werden soll? 


Ist die Bundesregierung bereit, alle gesetz- 
lichen Möglichkeiten zu nutzen, die für die 
Wirtschaftsentwicklung im Raum Heilbronn 
sehr abträglichen Vorhaben der Deutschen 
Bundesbahn zu verhindern? 


Ist für die Bediensteten der Deutschen Bundes- 
bahn, die mit der beabsichtigten Schließung 
von elf Stückgutbahnhöfen im Bereich des 
Regionalverbands Mittlerer Oberrhein (Bun- 
desbahndirektion Karlsruhe) ihre Arbeitsstel- 
len einbüßen, schon Vorsorge getroffen, daß 
sie im Zusammenhang mit der weiteren Frei- 
stellung von Mitarbeitern im Zuge der fortge- 
führten Mechanisierung der Stellwerke nur 
Arbeitsplätze zugewiesen bekommen, die von 
den Betroffenen nicht eine Inkaufnahme un- 
zumutbarer Härten fordern? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es angesichts der zur Zeit schwierigen wirt- 
schaftlichen und verkehrsstrukturellen Situa- 
tion Westmittelfrankens notwendig wäre, den 
Bau der Autobahn Nürnberg — Heilbronn nicht 
mit dem Erreichen von Ansbach-West im Jahr 
1975 vorläufig einzustellen, sondern vielmehr 
unverzüglich mit dem Weiterbau in Richtung 
Feuchtwangen — Landesgrenze Baden- Würt- 
temberg zu beginnen, oder welche Gründe 
stehen dieser für Westmittelfranken bedeut- 
samen Beschleunigung des Autobahnausbaues 
entgegen? 
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55. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn be- 
absichtigt, die Streche zwischen Düren und 
Euskirchen im Rahmen der Rationalisierungs- 
maßnahmen stillzulegen, und wenn ja, wann 
kann mit der Stillegung gerechnet werden 
bzw. ist diese Stillegung in den nächsten fünf 
Jahren beabsichtigt? 


56. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, von den 
im neuen Konjunkturprogramm enthaltenen 
Mitteln für den Straßenbau auch einen ange- 
messenen Anteil dem Regierungsbezirk Süd- 
württemberg-Hohenzollern zuzuweisen, und 
mit welchen Beträgen kann gegebenenfalls 
insbesondere für den Ausbau der B 27 (neu) 
und für andere Straßenbauvorhaben in den 
Kreisen Reutlingen und Tübingen gerechnet 
werden? 


57. Abgeordneter 
MUz 

(CDU/CSU) 


Wird die Deutsche Bundesbahn im kommen- 
den Sommer im Rahmen der neuen Fahrplan- 
gestaltung und der geplanten Rationalisie- 
rungsmaßnahmen im Kreis Euskirchen den 
Bahnverkehr einschränken, und wenn ja, in 
welchem Maße wird die Verkehrsreduzierung 
erfolgen? 


58. Abgeordneter 
Mursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
alle Möglichkeiten, eine Abwanderung des 
Transportes von rund 100 000 t Zuckerrüben 
von der Schiene auf die Straße im Raum 
Lehrte zu verhindern, in ausreichendem Maße 
seitens der Deutschen Bundesbahn untersucht 
worden sind? 


59. Abgeordneter Sollte eine Entscheidung nicht nur bautech- 
Mursch nisch (Gleisanschluß), betriebstechnisch (ge- 

(Soltau-Harburg) eignete Waggons) und tarifpolitisch zwischen 
(CDU/CSU) der Zuckerfabrik Lehrte und der Deutschen 

Bundesbahn geprüft werden, sondern auch ver- 
kehrspolitisch im Benehmen mit Stadt, Land- 
kreis und Land im Hinblick auf die zusätzliche 
Verkehrsbelastung der Straßen im Bereich der 
Zuckerfabrik Lehrte durch den Tansport von 
100 000 t Zuckerrüben durch etwa 15 000 Lkw- 
Fahrten in einem Zeitraum von drei Monaten 
und sind solche Abstimmungen übergeordne- 
ter verkehrspolitischer Gesichtspunkte zwi- 
schen den verschiedenen Verkehrstägern er- 
folgt? 


60. Abgeordneter 

Dr. h. c. Wagner 
(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt die Bundesregierung, daß den 
Beamten und Arbeitern der Deutschen Bundes- 
bahn für die Ableistung von Heimbereit- 
schaftsdienst eine unterschiedliche Vergütung 
bei gleicher Dienst- bzw. Arbeitszeit gewährt 
wird? 
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61. Abgeordneter 
Nordlohne 
(CDU/CSU) 


62. Abgeordneter 
Nordlohne 
(CDU/CSU) 


63. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


64. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Situa- 
tion bei der seit 1872 bestehenden und heute 
auf dem modernsten Ausbildungsstand befind- 
lichen Ausbildungswerkstätte des Bundesbahn- 
ausbesserungswerks in Oldenburg, in der von 
120 mit den neuesten Geräten ausgerüsteten 
Ausbildungsplätzen erstmalig von den 35 frei- 
gewordenen Plätzen nur 15 infolge des ver- 
fügten Ausbildungsstopps wieder besetzt wer- 
den sollen, obwohl bei dieser Ausbildungs- 
werkstätte inl Augenblick ca, 160 Bewerbun- 
gen von Personen vorliegen, die eine Ausbil- 
dung für den Bereich Bauschlosser, Stark- 
stromelektrik und Kfz-Mechanik anstreben, 
und ist die Bundesregierung bereit, durch, Ver- 
handlungen mit der Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn und mit der Bundes- 
bahndirektion Hannover darauf hinzuwirken, 
daß der bereits vor der generellen Einstel- 
lungssperre im öffentlichen Dienst für die Aus- 
bildungswerkstätte der Deutschen Bundesbahn 
in Oldenburg verfügte Ausbildungsstopp für 
Auszubildende aufgehoben wird? 


Treffen Informationen zu, wonach eine Schlie- 
ßung der Oldenburgischen Ausbesserungs- 
werkstätte in den Jahren 1978 bis 1980 beab- 
sichtigt ist, obwohl noch am 8. April 1972 an- 
läßlich des 100-jährigen Bestehens dieser Aus- 
besserungswerkstätte der Präsident der Bun- 
desbahnsektion Hannover, Dr. Stille, erklärte: 
„Auf dieser Basis gilt es, in der Jubiläums- 
werkstätte, die einer so stattlichen Zahl tüch- 
tiger Lok-Führer, Werkmeister und Ingenieure 
das erste Rüstzeug für einen erfolgreichen 
Berufsweg vermittelt hat, die bewährte Tra- 
dition fortzusetzen."? 


Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn die 
Strecken Malsfeld — Homberg — Treysa und 
Bad Hersfeld — Niederaula — Treysa stillegen 
will, und wird die Bundesregierung der even- 
tuellen Stillegung dieser Strecken im hessi- 
schen Zonenrandgebiet zustimmen? 


Unter Bezug auf meine Fragen (Drucksache 
7/2720, Teil B, Fragen 75/76) und der Antwort 
des Bundesministers für Verkehr dazu (Steno- 
graphischer Bericht der 129. Sitzung) bezüg- 
lich der Trassenführung der B 83 im Teich- 
wiesengelände der Stadt Melsungen (Schwalm- 
Eder-Kreis) frage ich, ob der Entwurf mittler- 
weile beim zuständigen hessischen Straßenbau- 
amt fertiggestellt worden ist und ob und in 
welchem Umfang den Wünschen der Anlieger 
hinsichtlich einer Verschiebung der Trasse 
Rechnung getragen wird? 
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65. Abgeordneter 

Flämig 

(SPD) 


66. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


67. Abgeordneter 
Dr. Arnold 

(CDU/CSU) 


68. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


69. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


70. Abgeordneter 

Dr. Köhler 

(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auslegung der 
Straßenverkehrs-Ordnung durch das Oberlan- 
desgericht in Düsseldorf, wonach die Benut- 
zung von Kinderfahrrädern für Sechsjährige 
auf Bürgersteigen strafbar ist, kleine Kinder 
also mit ihren Kinderfahrrädern beim Straßen- 
verkehr die Fahrbahn zu benutzen haben und 
wenn ja, wird sie eine gesetzliche Änderung 
einbringen? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
eine Belästigung oder Behinderung von Fuß- 
gängern durch Tretroller, Tretautos und Rodel- 
schlitten geringer ist als durch Kleinkinder- 
Fahrräder, sofern technisch gewährleistet ist, 
daß diese sich nicht wesentlich schneller als 
Fußgänger fortbewegen können? 


Trifft es zu, daß Ende 1974 und Anfang 1975 
in besonders großer Zahl Weihnachtspakete 
und Päckchen, die Bundesbürger an Bewohner 
der DDR geschickt haben, von den DDR-Be- 
hörden geöffnet, beschädigt und kontrolliert 
worden sind? 

• 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost unter 
Hinweis auf mangelnde eigene Erfahrung die 
Erstellung eines Sozialplans für die zur Ent- 
lassung anstehenden Mitarbeiter der Datei 
GmbH Darmstadt den Firmen Siemens und 
AEG überlassen hat, und welche Gesamtsumme 
für wie viele Mitarbeiter wird die Deutsche 
Bundespost für den von diesen Firmen mit dem 
Betriebsrat der Datei zu vereinbarenden So- 
zialplan zur Verfügung stellen? 


Durch welche Überlegungen werden diese Ent- 
lassungen von einem Drittel der Belegschaft 
veranlaßt, wenn die Datei mit Datum vom 
20. Dezember 1974 in den Darmstädter Tages- 
zeitungen erklärt, daß das seitherige Konzept 
fortgeführt werden soll und die Bundesregie- 
rung eine ähnliche Erwartung in ihrer Antwort 
auf meine Anfrage vom 27. November 1974 zu 
erkennen gab? 


Wie beurteilt die Bundesregierung Pressemit- 
teilungen, nach denen bei einigen deutschen 
Versandhäusern Paketsendungen durch die 
Deutsche Bundespost weiterhin abgeholt wer- 
den, obwohl entsprechend einer Weisung des 
Bundesministers für das Post- und Fernmelde- 
wesen die bestehenden Abholfahrten einzu- 
stellen sind, und was gedenkt sie gegebenen- 
falls zu unternehmen, um dieser Benachteili- 
gung, die für einige Wirtschaftszweige im 
Zonenrandgebiet zu erheblichen wirtsdiaftli- 
chen Mehrbelastungen geführt hat, ein Ende 
zu setzen? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers ifir 
Bildung und Wissensdiaft 


71, Abgeordneter 
Dr. Lohmar 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, “wie sich die 
Studienabgänger der Hoch- und Fachschulen 
der Bundesrepublik Deutschland 1973 auf die 
unterschiedlichen Berufsfelder verteilt haben? 


72. Abgeordneter 
Dr. Lohmar , 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie groß der 
Anteil der Hochschulabsolventen war, die in 
den öffentlichen Dienst gegangen sind und auf 
welche Bereiche des öffentlichen Dienstes sie 
sich verteilt haben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


73. Abgeordneter Wird die Bundesregierung wie im Falle Chiles 
Schedl auch die Entwicklungshilfe für Äthiopien stop- 

(CDU/CSU) pen, um Leben, Gesundheit und Freiheit von 

früheren Regierungsmitgliedem zu schützen? 


Bonn, den 10. Januar 1975 
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